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VORWORT

Die 49. Umweltministerkonferenz, die am 05./06. November 1997 in Erfurt tagte,
hat der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser unter TOP 13.8, Beschlusspunkt 2,
folgenden Auftrag erteilt:

”Die Umweltministerkonferenz bittet die LAWA, Lösungsvorschläge für die Frage
Mit welchen Instrumenten kann die fehlende Kenntnis und Akzeptanz der an
Planung und Bau Beteiligten über die Möglichkeiten des Abweichens vom tech-
nischen Regelwerk beseitigt werden?

zu erarbeiten und

unter Beteiligung von ATV, DVGW und DIN der Umweltministerkonferenz einen
Entwurf einer veröffentlichungsfähigen Informationsschrift über die Möglichkeiten
und Folgen des Abweichens vom technischen Regelwerk auf der Grundlage des
vorgelegten ”Rahmenpapier über das kostengünstige Bauen in der Abwasserbe-
seitigung” vorzulegen.”

Die im Folgenden dargestellten Ansätze und Vorschläge sollen dabei helfen, für
die Abwasserbeseitigung und vor allem für die Abwasserableitung im ländlichen
Raum kostengünstige Lösungen zu finden. Aber auch in anderen Bereichen
kann das gezielte und durchdachte Abweichen vom Regelwerk helfen, Kosten zu
sparen.

Der Vorsitzende der

Länderarbeitsgemeinschaft

Wasser



1. VERANLASSUNG FÜR DIE UNTERSUCHUNG

In den letzten Jahren ist in vielen Gremien über die Kosten für die Abwasserableitung und
Abwasserbehandlung, insbesondere im ländlichen Raum, diskutiert worden. Die hohen In-
vestitionskosten für den Ausbau der Kanalisation und die Anpassung der Kläranlagen sind
vor allem im politischen Raum als Ursache für die starke Steigerung der Abwassergebühren
in einigen Gemeinden genannt worden.

Dabei wurde immer wieder behauptet, dass die Regelwerke mit ihren starren, nicht an die
besonderen Verhältnisse des ländlichen Raumes angepassten Vorschriften kostentreibend
wirken.

Es wurden technische Lösungen gefunden, die eine kostengünstige Gestaltung der Abwas-
serbeseitigung im ländlichen Raum möglich machten, die aber in den Regelwerken der ATV-
DVWK (Abwassertechnische Vereinigung e.V.), des DIN (Deutsches Institut für Normung)
und des DVGW (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches) nicht im erforderlichen
Umfang enthalten waren. Um sie anwendbar zu machen, wurde die Möglichkeit der Abwei-
chung von den technischen Regelwerken diskutiert und festgestellt, dass Möglichkeiten der
Abweichungen von diesen Regelwerken von den Planern, den Bauausführenden und den
Bauherren häufig nicht in ausreichendem Umfange bekannt sind und deshalb auch nicht
wahrgenommen werden. Die Diskussion weitete sich dann auf die Anwendung der Regel-
werke im Abwasserbereich insgesamt aus.

Grundsätzliche Öffnungsklauseln sind jedoch in den meisten Regelwerken enthalten. So ist
z. B. im Arbeitsblatt ATV-DVWK-A 400 ”Grundsätze für die Erarbeitung des Regelwerkes”
formuliert:

”Das Regelwerk steht jedermann zur Anwendung frei. Eine Pflicht zur Anwen-
dung kann sich auf Grund von Rechtsvorschriften ergeben."

Unnötige Kosten durch pauschale Anwendung von Regelwerken sollen vermieden werden.
Solche Kosten entstehen häufig, weil Öffnungsklauseln in den Regelwerken, insbesondere
bei der Aufstellung von Konzepten und technischen Lösungen, nicht ausreichend bekannt
sind, da sie in der täglichen Praxis nur selten angewandt werden.

So kommt das im Auftrag des Umweltbundesamtes vom Fraunhofer-Institut für Systemtech-
nik und Innovationsforschung Karlsruhe durchgeführte und im März 1998 vorgelegte For-
schungsvorhaben "Effektivität und Effizienz technischer Normen und Standards für kommu-
nale Umweltschutzaufgaben am Beispiel der kommunalen Abwasserentsorgung" bei der
Bewertung der Wirkungen der Normen technischer Anwendung zu folgendem Ergebnis:

"Insgesamt ist als Ergebnis der Bewertung eine überwiegend positive Wirkung der Normen-
anwendung festzustellen, insbesondere wenn berücksichtigt wird, dass die Normen Spiel-
räume enthalten, die wirtschaftlichere Lösungen für abwassertechnische Anlagen erlauben.
Diese Spielräume werden allerdings zu selten erkannt und noch weniger genutzt. Die Ursa-
chen einer restriktiven Auslegung der Normen und die damit verbundene innovationshem-
mende Wirkung liegen weniger an den Inhalten der Normen, sondern eher an der Interpreta-
tion durch den jeweiligen Nutzer. Die Ergebnisse der Untersuchung machen jedoch deutlich,
dass sich sowohl für die Inhalte der Normen und den Prozess der Normenbildung als auch
für die Anwendung der Normen Handlungsmöglichkeiten ergeben, die die Nutzung der er-
wähnten Spielräume in den technischen Regelungen wesentlich erleichtern und verbessern
können."
In Zusammenarbeit mit der ATV-DVWK und dem DIN wurden durch den ständigen Aus-
schuss ”Anlagenbezogener Gewässerschutz” der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser in die-
sem Zusammenhang die Fragen geprüft, wie Abweichungen vom Regelwerk zu beurteilen
sind und wie insbesondere die Akzeptanz dieser Techniken bei den Abwasserbeseitigungs-
pflichtigen, den Planern und den Behörden zu verbessern ist.



2. BEDEUTUNG UND VERBINDLICHKEIT DER ALLGEMEIN ANERKANNTEN
REGELN DER TECHNIK (A. A. R. D. T.)

Auf Grund der Wiederholung von Aufgabenstellungen und der zahlreichen und häufig gleich-
artigen Bauwerke haben sich Regeln herausgebildet, mit denen die Anforderungen an Anla-
gen oder Bauwerke selbst erfüllt werden können. Entsprechend der jeweiligen Aufgaben-
stellung handelt es sich um Regeln für die dauerhafte Funktion der Anlagen oder Bauwerke,
die Standfestigkeit oder die Verhütung von Unfällen. ”Regeln der Technik sind keine Rechts-
normen, sondern unbestimmte Rechtsbegriffe, die als Tatbestandsmerkmal auf die Vorstel-
lungen der einschlägigen Fachkreise verweisen (Czychowski, Wasserhaushaltsgesetz, 7.
Auflage 1997, § 7a RNr. 8).“ Als anerkannte Regeln der Technik lassen sich diejenigen Prin-
zipien und Lösungen bezeichnen, die

- in der Praxis erprobt und bewährt sind und
- sich bei der Mehrheit der auf dem betreffenden technischen Gebiet tätigen

Fachleute durchgesetzt haben.

Die Einhaltung der a. a. R. d. T. soll die Erfüllung einer bestimmten Aufgabe sichern. Dabei
ist es nicht erforderlich, dass diese Regeln in einem Regelwerk schriftlich festgehalten wer-
den oder in einem anderen untergesetzlichen Werk veröffentlicht sind.

Regelungen in Rechtsnormen unterliegen nicht den Abweichungsmöglichkeiten wie sie all-
gemein für a.a.R.d.T bestehen, auch wenn sie daraus entwickelt sind.

§ 7 a WHG verlangt, dass die Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser nur für Schadstoff-
frachten erteilt wird, die so gering gehalten werden, wie dies bei Einhaltung der jeweils in
Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik möglich ist. D.h., die Verfah-
renstechnik, die die eingeleiteten Frachten beeinflusst, muss dem Stand der Technik ent-
sprechen. Entsprechende Anforderungen nach dem Stand der Technik legt die Bundesregie-
rung  mit Zustimmung des Bundesrates fest. Durch die Veröffentlichung der Abwasserver-
ordnung und ihrer Anhänge hat dies die Bundesregierung sowohl für kommunales Abwasser
als auch für die meisten Industriebranchen bereits getan.

Von diesen gesetzlichen Anforderungen nach dem Stand der Technik zu unterscheiden sind
die Anforderungen, die an den Bau und den Betrieb der Abwasseranlagen gestellt werden.
Für diese fordert der § 18 b WHG, dass die Anlagen zwar so zu errichten und zu betreiben
sind, dass die Anforderungen an die Einleitung nach dem Stand der Technik eingehalten, im
Übrigen aber die Errichtung und der Betrieb den im Bauwesen üblichen a. a. R. d. T. ent-
sprechen muss.

Regeln der Technik finden sich insbesondere in den DIN-Vorschriften und in den techni-
schen Regelwerken der Fachverbände (z.B. in den ATV-DVWK-Arbeitsblättern und den VDI-
Richtlinien). In diesem Zusammenhang ist die Entscheidung des 4. Senats des Bundesver-
waltungsgerichtes vom 30.09.1996 (BVerwG 4 B 175.96; NVwZ-RR 1997, S. 214) zu der
Auslegung von DIN-Vorschriften von entscheidender Bedeutung.

So heißt es im Leitsatz:

”1. Die Auslegung von DIN-Vorschriften ist als solche keine Rechtsanwendung,
sondern Tatsachenfeststellung.

 2. DIN-Vorschriften können allgemein anerkannte Regeln der Technik sein, sind
dies aber nicht ohne weiteres kraft ihrer Existenz; sie schließen den Rückgriff
auf weitere Erkenntnismittel nicht aus.”

Das Bundesverwaltungsgericht führt insbesondere aus, dass DIN-Vorschriften und sonstige
technische Regelwerke als geeignete Quellen in Betracht kommen. Sie haben aber nicht
schon kraft ihrer Existenz die Qualität von anerkannten Regeln der Technik und begründen
auch keinen Ausschließlichkeitsanspruch.



Als Ausdruck der fachlichen Mehrheitsmeinung sind sie nur dann zu werten, wenn sie sich
mit der Praxis überwiegend angewandter Vollzugsweise decken. Dies wird häufig, muss aber
nicht immer der Fall sein. Die Behörden, die im Rahmen des einschlägigen Rechts den Re-
geln der Technik Rechnung zu tragen haben, dürfen dabei auch aus Quellen schöpfen, die
nicht in der gleichen Weise wie etwa die DIN-Normen kodifiziert sind.
In diesem Zusammenhang ist auch der Satz von Bedeutung, dass Unwirtschaftliches keine
allgemein anerkannte Regel der Technik sein kann (vgl. Czychowski, a. a. O.
§ 7a, RNr. 11 m.w.N). Vor diesem Hintergrund muss hinterfragt werden, ob jeder der in den
umfangreichen Regelwerken der technisch-wissenschaftlichen Vereinigungen enthaltenen
zahlreichen überhaupt als allgemein anerkannte Regel der Technik anzusehen ist.

Ein Abweichen von den gesetzlich formulierten technischen Anforderungen (z.B. nach der
Abwasserverordnung) ist rechtlich nicht zulässig. Ein Abweichen vom reinen technischen
Regelwerk ist zulässig, wenn die Erfüllung der jeweiligen abwassertechnischen Aufgabe und
der übrigen Anforderungen an das Bauwerk auf andere Weise gewährleistet wird.

Die technischen Regeln legen die Maßnahmen fest, die zur ordnungsgemäßen Funktion
notwendig sind, die die Standfestigkeit des Bauwerkes sichern und die der Unfallverhütung
dienen. Soweit die a. a. R. d. T. eine Art Mindestniveau darstellen, das die Aufgabenerfüllung
sichert, führt das Abweichen von den a. a. R. d. T. zu Fehlfunktionen, Schäden und ggf. Ge-
fährdungen von Menschen. Es ist die Aufgabe der am Bau Beteiligten, nämlich des Planers,
des Bauausführenden und des Bauherren, dieses zu verhindern. Es kommt also darauf an,
bei der Planung, Errichtung und dem späteren Betrieb jeweils die ”richtigen a. a. R. d. T.”
anzuwenden, um die Aufgabenerfüllung durch das Bauwerk zu sichern.

Schäden an den Bauwerken, Fehlfunktionen und Gefährdungen von Menschen können da-
durch entstehen, dass der Planer, der Bauausführende und der Bauherr nicht die notwendi-
ge Sorgfalt haben walten lassen. Im Schadensfall wird zwischen den Beteiligten gestritten,
wer die Verantwortung für den Fehler zu tragen hat und wer deshalb für die entsprechenden
Schäden bzw. Fehlfunktionen aufzukommen hat. Da die a. a. R. d. T. nicht schriftlich festge-
legt werden müssen, sondern sich aus der Tätigkeit und dem jeweiligen Kenntnissstand der
Fachleute ergeben, ist durch entsprechende Nachweise die Einhaltung der a. a. R. d. T. je-
weils zu dokumentieren.

3. DIE ERARBEITUNG VON REGELWERKEN

Sehr frühzeitig haben sich technisch-wissenschaftliche Vereinigungen gefunden, die es sich
zur (satzungsgemäßen) Aufgabe machten, die jeweils aktuellen a. a. R. d. T., also weitest-
gehend praxisbewährte Regeln, zu sammeln und entsprechend in technischen Regelwerken
als Lösungsmöglichkeiten und Beispiele zur Erfüllung von Aufgaben der Allgemeinheit zu-
gänglich zu machen. Dadurch werden diese Regeln einem noch größeren Kreis von Fach-
leuten bekannt. Die wichtigsten Träger der Regelwerke im Abwasserbereich sind die ATV-
DVWK und das DIN. Durch eine Vereinbarung zwischen den beiden Institutionen sind die
Bereiche, für die sie jeweils ein Regelwerk erarbeiten, abgestimmt worden, um Überschnei-
dungen zu vermeiden. Im Übrigen trägt auch die LAWA zu der Aufstellung und Verbreitung
technischer Regeln bei, indem vollzugsunterstützende Regelwerke anteilig aus dem LAWA-
Förderprogramm finanziell unterstützt werden. Dazu zählt z.B. das ATV-Arbeitsblatt A 200
das die technischen Vorgaben für den ländlichen Raum enthält, die eine kostengünstige Ab-
wasserbeseitigung zulassen.

Der Anspruch der Träger des Regelwerkes ist sehr umfassend. Für den jeweiligen Bereich
sollen die Regelwerke entsprechend der Aufgabenstellung der Bauwerke

- vollständig,
- richtig und
- zeitnah

sein.



Durch die Regelwerke soll der augenblickliche Wissensstand der Fachleute über geeignete
Verfahren, Maßnahmen, Konstruktionen und Betriebsweisen zur Erfüllung der Aufgaben-
stellung dokumentiert werden. Nicht zu den Aufgaben gehört die Definition der Anforderun-
gen an den Gewässerschutz.

Für die Erarbeitung der Regelwerke werden von beiden Trägern kleinere Arbeitsgruppen
eingesetzt, in denen die jeweils für die Aufgabenstellung Fachkundigen zusammenwirken
und in gemeinsamer Arbeit die a. a. R. d. T. ermitteln und in dem Regelwerk darstellen. Dass
es in diesen Arbeitsgruppen jeweils zu Kompromissen kommen muss, ergibt sich aus dem
unterschiedlichen Interesse der verschiedenen Beteiligten, das durchaus wirtschaftliche
Hintergründe haben kann. Die ATV-DVWK und das DIN versuchen, durch eine Vorabveröf-
fentlichung Stellungnahmen von anderen Fachkreisen zu erhalten und so den Inhalt des Re-
gelwerkes möglichst umfassend zu gestalten.

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem bereits zitierten Beschluss (siehe S. 5 unten)
vom 30. September 1996 im Zusammenhang mit DIN 4261 festgestellt:

”Das Deutsche Institut für Normung hat indes keine Rechtsetzungsbefugnisse.
Es ist ein eingetragener Verein, der es sich zur satzungsgemäßen Aufgabe ge-
macht hat, auf ausschließlich gemeinnütziger Basis durch Gemeinschaftsarbeit
der interessierten Kreise zum Nutzen der Allgemeinheit Normen zur Rationalisie-
rung, Qualitätssicherung, Sicherheit und Verständigung aufzustellen und zu ver-
öffentlichen. Wie weit er diesem Anspruch im Einzelfall gerecht wird, ist keine
Rechtsfrage, sondern eine Frage der praktischen Tauglichkeit der Arbeitsergeb-
nisse für den ihnen zugedachten Zweck. ...

Ihnen (den Normausschüssen – d. Verf.) gehören auch Vertreter bestimmter
Branchen und Unternehmen an, die ihre Eigeninteressen einbringen. Die verab-
schiedeten Normen sind nicht selten das Ergebnis eines Kompromisses der un-
terschiedlichen Zielvorstellungen, Meinungen und Standpunkte ... . ...” (Auszug).

Dies bedeutet, dass die Regelwerke der technisch-wissenschaftlichen Vereinigungen zwar
mit dem Anspruch erarbeitet werden, die a. a. R. d. T. für bestimmte technische Maßnahmen
darzustellen, dass aber die Frage, ob diese Regelwerke vollständig oder bezogen auf den
Einzelfall überhaupt die a. a. R. d. T. zur Erfüllung der Aufgabe darstellen, auch mit ”Nein”
beantwortet werden kann. Somit können die Regelwerke als "Positivlisten" verstanden wer-
den. Neben den in einem Regelwerk beschriebenen Lösungen zur Erfüllung der Aufgabe
können auch noch weitere Lösungen vorhanden sein, die ebenfalls die Aufgabe erfüllen und
als a. a. R. d. T. gelten.

Die ATV-DVWK hat dementsprechend einen erweiterten Benutzerhinweis in ihren Arbeits-
blättern (Beispiel: ATV - A 200) aufgenommen:

"Das Regelwerk ist nicht die einzige, sondern eine wichtige Erkenntnisquelle für
fachgerechte Lösungen von Aufgabenstellungen in der Abwasser- und Abfall-
technik im Normalfall. Für sie bilden die Arbeitsblätter einen Maßstab für ein-
wandfreies technisches Verhalten. Sie können jedoch nicht alle möglichen Son-
derfälle erfassen, in denen weitergehende oder einschränkende Maßnahmen
geboten sind. Von den Festlegungen des Regelwerkes kann in besonderem
Falle abgewichen werden, wenn gleiche Wirksamkeit bei gleicher Sicherheit auf
andere Weise erreicht wird."

Dieser Grundsatz ist selbstverständlich auch Bestandteil der DIN 820-1, der Grundlage für
alle DIN-Normen.



4. ABWEICHEN VOM REGELWERK

Da das Regelwerk nicht zwangsläufig alle Lösungen enthält, die als a. a. R. d. T. gelten, ist
es unvermeidbar, in bestimmten Fällen eine Lösung zu verwirklichen, die nicht in einem Re-
gelwerk beschrieben ist. Soweit es gesetzlich zulässig ist, kann es in bestimmten Fällen (zur
Kostensenkung) auch sinnvoll sein, von in einem Regelwerk beschriebenen Lösungen ab-
zuweichen und durch andere konstruktive oder betriebliche Maßnahmen die Funktionstüch-
tigkeit und Betriebssicherheit der Anlagen zu gewährleisten. Dies kann sich z. B. auf Rohr-
durchmesser oder in Kläranlagen auf bestimmte Klärtechniken beziehen.

Dieses Abweichen wird meist bei der Genehmigung von Bauwerken und immer im Scha-
densfall hinterfragt. Das Wasserhaushaltsgesetz und die Landeswassergesetze verlangen,
dass die Bauwerke für die Abwasserbeseitigung den a. a. R. d. T. entsprechen müssen.
Hierbei ist zu beachten, dass die technische Regel typisierenden Charakter hat. Soweit diese
sich in einem Regelwerk finden, ist der entsprechende Nachweis leicht zu führen. Weicht die
Konstruktion vom Regelwerk ab, wird es manchmal notwendig, z. B. durch Gutachten, Stel-
lungnahmen anderer Fachleute oder eine versuchstechnische Überprüfung, den Nachweis
zu führen, dass die gewählte Lösung geeignet ist, die technisch gestellte Aufgabe zu erfüllen
und den a. a. R. d. T. entspricht, bzw. bei Vorliegen einer entsprechenden gesetzlichen Re-
gelung einen entsprechenden Sicherheitsstandard gewährleistet. Die Genehmigungsbehör-
de wird erst nach Prüfung und Anerkennung der Nachweise die entsprechende Genehmi-
gung erteilen können.

Schwieriger ist die Situation im Schadensfall. Das Bauwerk hat in seiner Funktion versagt
oder ist selbst schadhaft geworden.

Dies bedeutet, dass die gewählte Konstruktion oder Auslegung die Aufgabe nicht erfüllt hat
oder ein Ereignis aufgetreten ist, für das die Anlage nicht ausgelegt war.

Hierbei kommt der Tatsache besondere Bedeutung zu,

­ ob die a. a. R. d. T. nicht eingehalten wurden oder
­ ob in diesem Fall noch keine a. a. R. d. T. zur Verfügung standen, so dass entspre-

chende Ermittlungen und Prüfungen für den Einzelfall notwendig gewesen wären o-
der

­ ob der Schaden durch einen Vorfall verursacht wurde, der nicht durch a. a. R. d. T.
abgedeckt ist. Dies wäre z. B. der Fall, wenn ein Regenereignis einen Schaden aus-
löst, für das die Anlagen nicht auszulegen waren und somit auch das nach Regelwerk
geplante Bauwerk versagt hätte.

Für ein Bauwerk, das entsprechend den Regelwerken errichtet wurde, kann der Nachweis,
dass die a. a. R. d. T. eingehalten wurden, durch eine entsprechende Zitierung des Regel-
werkes erbracht werden. Dieser Beweis des ersten Anscheins spricht zunächst für denjeni-
gen, der sich an die Regelungen des Regelwerkes gehalten hat. Es ist dann Aufgabe der
gegnerischen Partei nachzuweisen, dass das Regelwerk nicht richtig angewandt oder im
Regelwerk nicht die auf den jeweiligen Fall bezogenen a. a. R. d. T. enthalten sind. Wer für
den Schaden verantwortlich ist und entsprechend die Kosten zu tragen hat, wird häufig an
der Frage entschieden, ob die a. a. R. d. T. eingehalten wurden oder nicht. Der Nachweis
dafür ist natürlich in dem Fall, dass eine Lösung aus einem Regelwerk gewählt wurde,
leichter zu führen, als wenn eine Lösung, die nicht in einem Regelwerk verzeichnet ist, um-
gesetzt wurde.

Neben der Möglichkeit, technische Lösungen abweichend vom Regelwerk zu planen und
auszuführen, gibt es auch Fälle, in denen aus dem Regelwerk für den konkreten Einzelfall
eine sachgerechte Lösung als a. a. R. d. T. nicht ermittelt werden kann.



Dies kann in folgenden Situationen der Fall sein:

1. Es handelt sich um einen seltenen Fall, für den noch keine a. a. R. d. T. ermittelt
und allgemein anerkannt wurden.

2. Das Regelwerk wurde der Entwicklung des Wissensstandes nicht angepasst und
dokumentiert entsprechend nicht die a. a. R. d. T. in aktueller Form.

3. Bei der Bearbeitung des Regelwerkes wurden Kompromisse eingegangen, die
eine technische Interpretation erforderlich machen.

4. Es handelt sich um neue technische Entwicklungen, die noch nicht ausreichend
bekannt und erprobt sind.

Nur im letzteren Fall bestehen technische Unsicherheiten, die erst durch entsprechende Er-
probung der Verfahren beseitigt werden können.

Da die technischen Lösungen für bestimmte abwassertechnische Aufgaben unabhängig von
der jeweiligen Nationalität sind, kann es durchaus sinnvoll und zweckmäßig sein, in auslän-
dischen Regelwerken nach geeigneten Lösungen zu suchen. Insbesondere abwassertechni-
sche Maßnahmen für den ländlichen Raum werden in Regelwerken in einzelnen Mitglieds-
staaten der EU, z. B. in Österreich, aufgeführt, in denen der ländliche Raum eine größere
Bedeutung als in Deutschland hat. Auch Speziallösungen für Situationen, die in Deutschland
nicht häufig auftreten, wie das Verlegen von Kanalisationen in Steillagen, in moorigem Ge-
lände usw., können in entsprechenden Regelwerken gefunden werden. Die Anerkennung als
geeignete Lösung wäre damit gegeben.

Die Vereinheitlichung der technischen Regelwerke innerhalb der Europäischen Union wird zu
einer gegenseitige Abstimmung und Weitergabe von Lösungen in die einzelnen Mitglieds-
staaten führen.

5. BISHERIGE BEREITS EINGELEITETE MAßNAHMEN

Um einen wichtigen Beitrag zur Kostendämpfung bei der kommunalen Abwasserbeseitigung
zu leisten, haben Bund, Länder, ATV-DVWK und DIN sehr schnell geeignete Maßnahmen
ergriffen, um die a. a. R. d. T. für den ländlichen Raum auf den aktuellen Stand zu bringen.

Die Bearbeitung in entsprechenden Regelwerken hätte zu lange gedauert, deshalb haben
zahlreiche Bundesländer die Möglichkeiten zu kostengünstigen Techniken in entsprechen-
den Runderlassen oder anderen geeigneten Veröffentlichungen als a. a. R. d. T. bekannt
gemacht . Dies darf nun nicht dazu führen, dass die a. a. R. d. T. weiterhin länderweise defi-
niert werden und damit völlig uneinheitliche Regelungen in der Bundesrepublik entstehen.
Das wäre der falsche Weg.
Zwischen dem Deutschen Städte- und Gemeindebund und der ATV-DVWK wurden Verein-
barungen getroffen, in welcher Reihenfolge die Arbeitsblätter der ATV-DVWK auf die Wirt-
schaftlichkeit hin überprüft werden. Eine Reihe von Arbeitsblättern, darunter insbesondere
die für den ländlichen Raum, sind schon überarbeitet worden.
Das Arbeitsblatt ATV-DVWK - A 241 "Bauwerke in Entwässerungsanlagen" ist insoweit ein
neues Muster, als die Zeichnungen nur noch Systemdarstellungen sind und in einem zuge-
hörigen Merkblatt die bisher in den Arbeitsblättern enthaltenen Beispiele dargestellt werden
sollen. Dadurch wird eindeutig zwischen a. a. R. d. T. und Beispielzeichnungen unterschie-
den. Dies erleichtert das richtige Anwenden des Regelwerkes, da eindeutig definiert ist, von
welchen Vorgaben nicht abgewichen werden soll und was nur als Beispiel für Musterkon-
struktionen dient.
Um die Kenntnisse über die kostengünstigen Lösungen und den Umgang mit dem Regel-
werk zu verbessern, haben einige Länder Beratungsstellen, wie die Abwasserberatungen in
Nordrhein-Westfalen, Hessen und Thüringen, errichtet. Dabei sind verschiedene Organisati-
onsformen gewählt worden, die aber alle die gleiche Zielrichtung haben. Sie sollen die Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen und die Planungsbüros bei ihrer Arbeit unterstützen. Beratend
wirken auch die Informationsstellen des DIN und der ATV-DVWK.



6. LÖSUNGSANSÄTZE

Bei der Abwasserbeseitigung im ländlichen Raum, aber auch bei anderen Maßnahmen zur Ab-
wasserbeseitigung und Abwasserbehandlung zeigt sich, dass die Spielräume des Regelwerkes
trotz der vorgenannten Aktivitäten sehr selten genutzt werden. Weiterhin besteht eine große
Hemmung bei den Planern, den Bauausführenden und dem Bauherrn vom Regelwerk abzuwei-
chen, um die echten und die vermeintlichen Risiken zu vermeiden.
Diese Risiken sind:

- Gewährleistung und Haftung des Planers und des Bauausführenden gegenüber dem
Bauherrn,

- Haftung aus der Errichtung und dem Betrieb der technischen Anlagen gegenüber Dritten
durch den Betreiber,

- Strafrechtliche Folgen bei strafrechtlich relevanten Sachverhalten.

Als Ursachen, warum nicht vom Regelwerk abgewichen wird, obwohl andere technische Lösun-
gen durchaus den a. a. R. d. T. entsprechen können, werden von den am Bau Beteiligten ge-
nannt:

- Andere Lösungen, als die in den Regelwerken dargestellten, sind nicht bekannt.
- Die Fragen der Haftung und der Risikoübernahme werden überbetont, ohne die Höhe ei-

nes tatsächlich möglichen Schadens abzuschätzen.
- Die Kostensenkung, die sich bei Abweichungen vom Regelwerk ergeben, führen beim

Planer zu einer Senkung des Honorars.
- Der Bauherr, insbesondere eine kleinere Gemeinde, ist nicht in der Lage, das Risiko ab-

zuschätzen und entsprechend fachlich zu bewerten. Die politischen Gremien sind dann
nicht bereit, das Risiko auch bei einem Kostenvorteil zu übernehmen.

Folgende Ansätze sind denkbar, um Maßnahmen, die der Kostensenkung dienen und den a. a.
R. d. T. entsprechen, weiter zu verbreiten und ihre Akzeptanz zu erhöhen.

1. Fortschreibung des Regelwerkes

Die zeitnahe inhaltliche Anpassung der Regelwerke entsprechend dem Fortschritt der
Technik ist durch eine entsprechende Arbeitsorganisation bei den zuständigen technisch-
wissenschaftlichen Vereinigungen sichergestellt. Auch für Speziallösungen werden unter
Benennung der jeweiligen Randbedingungen geeignete Maßnahmen aufgezeigt. Dies
kann ggf. durch ausdrückliche Anerkennung ausländischer Regelwerke oder Ergänzung
von einzelnen Regeln durch die Ministerien unterstützt werden.
Um die Erarbeitung des Regelwerkes zu beschleunigen, könnten Ingenieurbüros oder
Hochschulen mit der Erarbeitung eines Entwurfes und der Begleitung der Ausschussarbeit
beauftragt werden.

2. Beteiligung an den Normungsgremien

Der Inhalt der Regelwerke kann verbessert und eine breitere Kenntnis der Regeln erreicht
werden, wenn sichergestellt wird, dass alle interessierten Kreise, insbesondere aber auch
die von den Regelungen am meisten Betroffenen (z. B. Gemeinden, Zweckverbände) in
stärkerem Umfang selbst an der Erstellung von Regelwerken mitarbeiten.



Sofern eine direkte Mitarbeit fachlich geeigneter Vertreter aus diesen betroffenen Berei-
chen nicht ermöglicht werden kann (z. B. aus zeitlichen Gründen), sollte durch geeignete
organisatorische Maßnahmen mindestens sichergestellt werden, dass eine Beteiligung an
den für Jedermann offenen Entwurfsverfahren (i. d. R. Gelbdrucke) erfolgt. Auch wäre es
denkbar, dass den regelsetzenden Gremien durch beauftragte bezahlte Dritte in entspre-
chender Weise zugearbeitet wird, so dass nur noch die Kompetenz der Vertreter betroffe-
ner Bereiche gefragt ist, diese aber von der eigentlichen Arbeit zur Erarbeitung von Nor-
men bzw. Aufstellung von Regelwerken entlastet werden.
Grundlage für eine derartige Zuarbeit ist eine systematische Erfassung der Erfahrungen
mit bisherigen technischen Lösungen und denkbaren neueren Entwicklungen für die jewei-
lige technische Aufgabe. Dieses Verfahren müsste standardisiert werden, um zu einem
abgestimmten Vorgehen bei der Erarbeitung von der Normen und der Aufstellung von Re-
gelwerken zu gelangen. Zu den Regelwerken sollten regelmäßig Foren mit einer größeren
Teilnehmerzahl durchgeführt werden.

3. Beratung bei der Planung

Um die Gemeinden schneller über neuere technische Entwicklungen und neuere Erfah-
rungen mit derartigen Lösungen zu unterrichten, muss die Beratungstätigkeit der tech-
nisch-wissenschaftlichen Vereinigungen verstärkt werden. Diese Unterstützung dient auch
den Planungsbüros, die diese Lösungen bei ihrer Planung berücksichtigen müssen.
Diese Beratung kann mit Unterstützung des Bundes und der Länder sowie entsprechen-
den Gremien der Städte und Gemeinden mit Erfolg geschehen. Derartige Koordinierungs-
stellen würden außerdem sicherstellen, dass die Schwierigkeiten, die bei der Normanwen-
dung auftreten, schnell und vollständig den Normungsgremien übermittelt werden.

4. Schnelle Bekanntmachung von Änderungen

Um eine schnellere Überarbeitung und Anpassung der Normen zu erreichen, müssen We-
ge gefunden werden, wie kurzfristige Anpassungen schnell den Betroffenen bekannt ge-
macht werden können. Weiterhin wäre es sinnvoll, dass die Normungsgremien selbst be-
reits im Vorfeld der Anpassung ihrer Regelwerke zu neueren technischen Entwicklungen
öffentlich Stellung nehmen.

5. Risikoübernahme durch Bauherren

Von den reduzierten Gesamtkosten haben die Auftraggeber erhebliche Vorteile. Damit
muss die Bereitschaft, die Konsequenzen aus den vom Regelwerk abweichenden Lösun-
gen zu tragen, insbesondere von der Seite des Bauherrn ausgehen. Dies ist durch ent-
sprechende vertragliche Vereinbarungen zwischen Planern und Bauherren zu regeln.
In den Ländern, in denen die Abwassermaßnahmen gefördert werden, müssen die Förder-
richtlinien entsprechend angepasst werden. Dabei sollte durch die Wahl der Förderart die
wirtschaftlichste Lösung unterstützt werden.

6. Absprache zwischen Planer und Versicherung

Der Planer kann mit seiner Versicherung eine Sondervereinbarung treffen, dass die neuar-
tige technische Lösung in die Versicherung aufgenommen wird. Über die eventuell erhöhte
Prämie sind Vereinbarungen zwischen dem vorteilhabenden Auftraggeber, dem planenden
Ingenieur und der Versicherung notwendig.



7. Ausschreibung, Finanzierung

Auch bei der Ausschreibung von Baumaßnahmen müssen kostengünstige Lösungen be-
rücksichtigt und den Anbietern die Möglichkeit zu Nebenangeboten gegeben werden, wie
es in einigen Ländern geschieht. Die Gemeinden müssen ermuntert werden, diese Ange-
bote zu akzeptieren, wenn sie kostengünstig und die vorgeschlagenen Lösungen tech-
nisch einwandfrei sind. Die Förder- und Finanzierungsrichtlinien dürfen diesen Lösungen
nicht entgegenstehen sondern müssen sie unterstützen.

8. Planungswettbewerb, Projektsteuerung

In besonders schwierigen Situationen haben sich Planungswettbewerbe bewährt, auch
wenn dadurch das Honorar für die Ingenieurleistungen höher wird. Die Bearbeitung der
Entwürfe durch mehrere Ingenieure hat zu einem Ideenwettbewerb geführt, der auch un-
gewöhnliche Lösungen möglich machte.
Ähnlich positiv kann die Einschaltung eines Projektsteuerers wirken, der die Gemeinde in
Ihrer Bauherrenfunktion unterstützt.
Wenn diese Vorschläge nicht unmittelbar mit den a.a.R.d.T. zusammenhängen, kann die
Zusammenarbeit mehrerer Ingenieure die Bereitschaft stärken, kostengünstige Lösungen
zuzulassen und auch auszuführen, die nicht in einem Regelwerk aufgeführt sind. Auch die
Gemeinde als Bauherr hat eine größere Sicherheit, dass die Planungen einwandfrei sind,
da mehrere Ingenieure über Lösungen geprüft und akzeptiert haben.

9. Schulung der Behördenvertreter

Die Genehmigung von Planungen, die vom Regelwerk abweichen und trotzdem den
a.a.R.d.T. bzw. dem Stand der Technik entsprechen, hängt vom jeweiligen Bearbeiter der
Behörde ab. Deswegen sollte diesen Bearbeitern die Teilnahme an Weiterbildungsmaß-
nahmen ermöglicht werden. Umläufe mit Fachzeitschriften und die Mitgliedschaft in tech-
nisch-wissenschaftlichen Vereinigungen sollten gefördert und unterstützt werden.

Fazit:

Lösungen, mit denen man risikolos vom Regelwerk abweichen kann, gibt es nicht. Es kommt bei
allen Lösungen darauf an, das tatsächliche Risiko abzuschätzen und nicht aus Bequemlichkeit
oder bloßer Angst vor einer unbekannten Gefahr dem Regelwerk kritiklos zu folgen. Dies verur-
sacht vielfach hohe Investitionen und oft auch Betriebskosten, die zur Steigerung der Abwasser-
gebühren führen können.



7. ZUSAMMENFASSUNG

Die Regelwerke als Sammlung der a. a. R. d. T. sind für die Kostenentwicklung bei Bauwerken
der Abwasserbeseitigung von großer Bedeutung. Neben den in den Regelwerken dargestellten
a. a. R. d. T. sind auch Lösungen zulässig, die den gesetzlichen Anforderungen in anderer Wei-
se genügen, die z. B. in ausländischen Regelwerken enthalten sind oder im konkreten Fall ent-
wickelt werden. Um diese Lösungen den Betroffenen besser zugänglich zu machen, sollen

- die Regelwerke zeitnah und sachgerecht der Entwicklung angepasst werden,
- Risiken zwischen Bauherren und Planern angesprochen werden und ihre

Übernahme geregelt werden.

Die Entscheidungsfreude der Vollzugsbehörden muss gefördert werden, die vielfach anzutref-
fende Absicherungsmentalität darf innovative und wirtschaftliche Maßnahmen in der Abwasser-
beseitigung nicht behindern.
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